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I.	 Einführung

Am 8.1.2001 ist die achtjährige Frist2 zur Anpas-
sung der kantonalen Steuergesetze an das Bundes-
gesetz über die Harmonisierung der direkten Steu-
ern der Kantone und Gemeinden (StHG) abgelau-
fen. Seit diesem Zeitpunkt löst in allen Kantonen 
die rechtliche3 und wirtschaftliche4 Handänderung 
von Liegenschaften eine Grundstückgewinnsteuer 
aus, sofern ein Gewinn erzielt worden ist. Ferner 
werden in allen Kantonen gewisse Handänderungen 
privilegiert behandelt, indem u.a. die Grundstück-
gewinnsteuer im Rahmen eines Erbgangs (Erbfolge, 
Erbteilung, Vermächtnis) aufgeschoben wird5. Bei 

1	 Lic. iur., Rechtsanwalt, Fachanwalt für Erbrecht SAV, 
Zollikon/ZH.

2	 Art. 72 Abs. 1 StHG.
3	 Art. 12 Abs. 1 StHG.
4	 Art. 12 Abs. 2 lit. a StHG (weitere den Handänderun-

gen gleichgestellte Tatbestände in lit. b bis e).
5	 Art. 12 Abs. 3 lit. a StHG.
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einem solchen Steueraufschub erfolgt der Steuer
bezug erst, wenn der Erbe seinerseits die ihm zu
geteilte Liegenschaft gewinnbringend weiterveräus-
sert hat. Im Zeitpunkt der Zuteilung an einen Erben 
lastet also auf der Liegenschaft eine künftig anfal-
lende Grundstückgewinnsteuer, die den Wert der 
Liegenschaft grundsätzlich mindert; man spricht 
deshalb von latenten Grundstückgewinnsteuern. 
Diese Abhandlung geht der Frage nach, ob und al-
lenfalls in welchem Ausmass latente Grundstückge-
winnsteuern bei der Erbteilung zu berücksichtigen 
sind. Angesichts der unterschiedlichen Steuersys-
teme in den einzelnen Kantonen beziehen sich die 
vorliegenden Ausführungen auf Erbteilungen mit 
Liegenschaften, welche ihren Lageort im Kanton 
Zürich haben. In denjenigen Kantonen, wo der 
Steuertarif ebenfalls von der Besitzesdauer6 abhängt 
und ein minimaler Sockel-Steuersatz7 besteht, ist 
eine Übertragung der unter V. entwickelten Prinzi-
pien zu prüfen.

II.	 Theorie zur Grundstückgewinn-
steuer basierend auf der Regelung 
im Kanton Zürich

Steuerobjekt der Grundstückgewinnsteuer ist der 
Gewinn, welcher bei einer Handänderung an einer 
Liegenschaft anfällt. Steuerbarer Gewinn ist der 
auf dem Vermögensobjekt seit der Anschaffung 
ohne Zutun des Eigentümers entstandene und 
durch die Veräusserung realisierte Mehrwert; er 

6	 In den Kantonen OW und BL wird die Ermässigung bei 
langer Besitzesdauer nur in gewissen Fällen berück
sichtigt.

7	 Im Kanton GE entfällt die Steuer nach vollendetem 
25. Besitzesjahr. In bestimmten Kantonen sind auch die  
Gemeinden berechtigt, zusätzlich zum Kanton eine 
Grundstückgewinnsteuer zu erheben (z.B. Kanton SH).
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entspricht der Differenz zwischen Verkaufserlös 
und Anlagekosten8, wobei bestimmte Aufwendun-
gen9 vom Gewinn abgezogen werden können; dazu 
gehören insbesondere die wertvermehrenden Inves-
titionen.

Im Kanton Zürich galt bereits vor Inkraftsetzung 
des StHG, dass bei Handänderungen infolge Erb-
gangs die Grundstückgewinnsteuer aufgeschoben 
wird. Dieser Steueraufschub erfasst bei einer voll-
ständig abgewickelten Erbteilung genau betrachtet 
zwei Rechtsübergänge: Mit dem Ableben des Erb-
lassers werden sämtliche Erben Gesamteigentümer 
aller sich im Nachlass befindlichen Liegenschaften 
(erster Rechtsübergang) und mit der Erbteilung 
werden die Liegenschaften an die einzelnen Erben 
übertragen (zweiter Rechtsübergang). 

Der anzuwendende Steuersatz der Grundstück-
gewinnsteuer ist abhängig von der Höhe des Gewin-
nes10 und von der Besitzesdauer11 des Eigentümers. 
Bei geerbten Grundstücken wird dem die Liegen-
schaft übernehmenden Erben die Besitzesdauer des 
Erblassers und der Erbengemeinschaft (Phase 
zwischen Ableben des Erblassers und Zuteilung) 
angerechnet12. Bei der Gewinnermittlung für die 
Steuerveranlagung spielt es somit keine Rolle, zu 
welchem Preis sich der Erbe das von ihm im Rah-
men der Erbteilung übernommene Grundstück an-
rechnen liess; entscheidend für die Bestimmung der 
Anlagekosten im Falle eines Verkaufs durch den 
Übernehmer ist der bei der letzten Handänderung 
bezahlte Kaufpreis (allenfalls Kosten des Baulan-
des und der Gebäudeerstellungskosten) zuzüglich 
sämtlicher wertvermehrender Investitionen (sowie 
weiterer Aufwendungen gemäss § 221 StG/ZH), die 
während der gesamten Besitzesdauer  – also auch 
derjenigen des Erben – getätigt worden sind.

Der niedrigste Steuersatz wird erreicht, wenn die 
totale Besitzesdauer volle 20 Jahre erreicht hat; der 
Gewinn wird dann stets mit 20% besteuert, unab-
hängig davon, ob die Liegenschaft nach 21 Jahren 
oder später verkauft wird13. 

Wenn die Besitzesdauer länger als 20 Jahre an-
dauerte, ist der Veräusserer gegenüber den Steuer-
behörden berechtigt, den Verkehrswert des Grund-

8	 § 219 Abs. 1 StG/ZH.
9	 § 221 StG/ZH.
10	 Bis zu einem Grundstückgewinn von CHF 100 000 gilt 

ein progressiver Tarif, und darüber erfolgt eine lineare 
Besteuerung von 40% des Gewinnes.

11	 Spekulationszuschlag in den ersten beiden Jahren, ab 
einer Besitzesdauer von 5 Jahren erfolgt eine Ermässi-
gung des Grundtarifes um jährlich 3%.

12	 § 219 Abs. 3 StG/ZH.
13	 § 225 Abs. 3 StG/ZH.

stückes vor 20 Jahren in Anrechnung zu bringen14. 
Mit dieser Berechnungsart wird die Differenz zwi-
schen dem Verkehrswert vor 20 Jahren plus die seit-
her erfolgten wertvermehrenden Investitionen (plus 
die weiteren Aufwendungen gemäss § 221 StG/ZH) 
einerseits, und dem Verkaufserlös andererseits, be-
steuert, was bei sehr langer Besitzesdauer zu einer 
erheblichen Steuerreduktion führen kann.

III.	 Praktisches Beispiel

Die Problematik der latenten Grundstückgewinn-
steuern bei Erbteilungen lässt sich an folgendem 
Beispiel verdeutlichen: Der 2014 verstorbene Erb-
lasser kaufte ohne Fremdkapital volle 9 Jahre vor 
seinem Ableben eine Liegenschaft zum Preis von 
CHF  1 300 000.  Im Laufe seiner Besitzesdauer 
nahm er wertvermehrende Investitionen von CHF 
200 000 vor. Wir unterstellen im Weiteren, dass die 
Erbteilung zwischen seinen beiden Nachkommen 
(Sohn und Tochter) volle 10 Jahre seit dem ur-
sprünglichen Erwerb durch den Erblasser erfolgt 
und die unbelastete Liegenschaft im Teilungszeit-
punkt einen Verkehrswert von CHF  2  Mio. auf-
weist; daneben besteht im Nachlass noch ein Wert-
schriftendepot von ebenfalls CHF 2 Mio.

Auf den ersten Blick liegt der Schluss nahe, dass 
bei einer Zuteilung der Liegenschaft an den Sohn 
und einer Übertragung des Wertschriftendepots an 
die Tochter beide Erben wertmässig gleichgestellt 
sind. Doch diese Annahme täuscht: Im Zeitpunkt 
der Liegenschaftenzuteilung an den Sohn vermin-
dert eine latente Grundstückgewinnsteuer (GGSt) 
von CHF 151 520 den Wert der Liegenschaft. Kon-
krete Berechnung der latenten GGSt:

Erwerbspreis vor  
vollen 10 Jahren	 CHF� 1 300 000
wertvermehrende  
Aufwendungen	 CHF� 200 000
Anlagekosten	 CHF� 1 500 000

Verkehrswert bei Zuteilung	 CHF� 2 000 000
Gewinn	 CHF� 500 000
Grundstückgewinnsteuer  
(§ 225 Abs. 1 StG/ZH)	 CHF� 189 400
Ermässigung nach 10 Jahren:  
20% (§ 225 Abs. 3 StG/ZH)	 CHF� 37 880
geschuldeter Steuerbetrag	 CHF� 151 520

Unterstellt man, dass der Sohn die ihm zugeteilte 
Liegenschaft direkt nach seinem Eigentumserwerb 

14	 § 220 Abs. 2 StG/ZH.
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an einen Dritten für CHF 2 Mio. weiterveräussert, 
so blieben ihm nach Bezahlung der Grundstück
gewinnsteuer lediglich CHF  1 848 480; seine 
Schwester hat aber CHF 2 Mio. erhalten.

Man könnte dieser Situation dadurch Rechnung 
tragen, dass die auf den Zeitpunkt der Erbteilung 
berechnete latente Steuerlast unter den Erben voll 
berücksichtigt wird15. Selbstverständlich hätte sich 
der Sohn entsprechend seiner Erbquote die Hälfte 
der latenten Steuerlast anrechnen zu lassen. Die 
konkrete Erbteilung sähe dann wie folgt aus:

Nachlassberechnung

Liegenschaft abzüglich  
latente GGSt	 CHF� 1 848 480
Wertschriften	 CHF� 2 000 000
Nachlass	 CHF� 3 848 480

Anspruch pro Erbe (je ½)	 CHF� 1 924 240

Zuteilungen

Sohn:
Liegenschaft	 CHF� 1 848 480
Wertschriften	 CHF� 75 760
Total	 CHF� 1 924 240

Tochter:
Wertschriften	 CHF� 1 924 240

Auch die solchermassen vorgenommene Erbteilung 
hat jedoch ihre Tücken:
1.	 Veräussert der Sohn die Liegenschaft einige 

Jahre später tatsächlich für mindestens CHF 2 
Mio., so hat er dank seiner eigenen Besitzes-
dauer weniger Grundstückgewinnsteuern zu be
zahlen, als bei der Erbteilung veranschlagt wor
den ist, da der Steuersatz mit jedem Jahr – bis zu 

15	 Eine solche Berücksichtigung der latenten Grund
stückgewinnsteuer verlangte der Zürcher Kantonsrat 
Max  Moser mit Motion vom 14.6.1993 (3215. Motion), 
indem er den Regierungsrat aufforderte, eine Vorlage 
zur Änderung des Gesetzes über die Erbschafts- und 
Schenkungssteuer zu unterbreiten, wonach für die  
Steuerbemessung vom Verkehrswert des übergegan
genen Vermögens im Zeitpunkt der Entstehung des 
Steueranspruches für Grundeigentum die latenten 
Grundsteuern abzuziehen sind. Diese Motion wurde 
jedoch vom Kantonsrat nicht an den Regierungsrat 
überwiesen (vgl. Protokoll des Regierungsrates des 
Kantons Zürich vom 20.10.1993 in KR-Nr.  185/1993). 
Gleichwohl lassen aber zwischenzeitlich die ZH-Steuer-
behörden gemäss Weisung der Finanzdirektion über die 
Ermittlung des Verkehrswertes für die Erbschafts- und 
Schenkungssteuer vom 20.09.2006 den vollen Abzug 
der latenten Grundstückgewinnsteuern zu.

einer totalen Besitzesdauer von zwanzig Jah-
ren – stetig abnimmt.

2.	 Verkauft der Sohn die Liegenschaft einige Jahre 
später als Folge der sinkenden Immobilienpreise 
für weniger als CHF 2 Mio., so wäre der Verlust, 
welcher ja während seiner eigenen Besitzes-
dauer eingetreten ist, durch die höhere Veran-
schlagung der latenten Grundstückgewinnsteuer 
im Zeitpunkt der Erbteilung von den übrigen 
Erben teilweise mitgetragen worden.

3.	 Veräussert der Sohn die Liegenschaft erst in 
jenem Zeitpunkt, in dem er selber bereits eine 
Besitzesdauer von mindestens 20 Jahren er-
reicht hat, so wird er bei der Veranlagung der 
Grundstückgewinnsteuer vom Recht Gebrauch 
machen, den Verkehrswert der Liegenschaft vor 
20 Jahren zur Anrechnung zu bringen. Besteu-
ert wird somit derjenige Mehrwert, der sich 
während seiner eigenen Besitzesdauer gebildet 
hat. Die bis zum Zeitpunkt der Erbteilung auf-
gelaufene latente Grundstückgewinnsteuer wird 
also steuerlich gar nicht mehr erfasst, womit 
deren Berücksichtigung bei der Erbteilung die 
übrigen Erben benachteiligt. Gleiches gilt für 
die Situation, wo der Sohn die Liegenschaft gar 
nicht verkauft. Sollte der Sohn vor Ablauf einer 
eigenen Besitzesdauer von 20 Jahren versterben, 
so löst dieser Umstand für seine Erben wiede-
rum einen Steueraufschubstatbestand aus.

IV.	 Lösungsvorschläge

Die vorerwähnten Ungerechtigkeiten machen deut-
lich, dass für die Frage, ob und in welchem Umfang 
latente Grundstückgewinnsteuern bei der Erbtei-
lung zu berücksichtigen sind, drei Sachverhaltspro-
gnosen gestellt werden müssen:
1.	 Wird der Erbe die Liegenschaft überhaupt ver-

kaufen?
2.	 Wann verkauft der Erbe die Liegenschaft?
3.	 Zu welchem Preis erfolgt die Veräusserung?

In der Praxis sind nur selten Umstände ersichtlich, 
welche eine verlässliche Prognose rechtfertigen. Ty-
pischerweise sind es erbrechtliche Auflagen, welche 
es dem Übernehmer verbieten, die Liegenschaft in-
nert einer bestimmten Frist zu verkaufen. Die Er-
fahrung zeigt jedoch, dass gerade diese drei Prog-
nosen in den allermeisten Fällen rein spekulativ 
sind, zumal sich der übernehmende Erbe kluger-
weise immer auf den Standpunkt stellt, dass ein 
künftiger Liegenschaftenverkauf durchaus möglich 
sei.
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lungsanspruch der übrigen Erben mit 5% (Art. 104 
Abs. 1 OR analog16) zu verzinsen hat. Diese Frage 
ist zu bejahen, denn die latente Steuerlast wurde 
dem Übernehmer im Zeitpunkt der Erbteilung in 
vollem Umfang (abzüglich des Anteils, welcher sei-
ner eigenen Erbquote entspricht) gutgeschrieben, 
obwohl er das Kapital für die Bezahlung der Steuer 
noch gar nicht aufwenden musste. Das prinzipiell 
gleiche Abrechnungsverhältnis zwischen den Erben 
ergibt sich auch dann, wenn der Übernehmer die 
Liegenschaft während einer eigenen Besitzesdauer 
von 20 Jahren nicht verkauft.

Ein weiterer Lösungsansatz mit einem angemes-
senen Risikoausgleich besteht darin, dass die latente 
Grundstückgewinnsteuer bei der Erbteilung gar 
nicht berücksichtigt und den Miterben ein Gewinn-
anteilsrecht bei einem allfälligen Verkauf innerhalb 
einer zu bestimmenden Periode (in der Praxis meis-
tens fünf, allenfalls auch zehn Jahre) eingeräumt 
wird. Wird die Liegenschaft vom übernehmenden 
Erben während dieser Periode tatsächlich verkauft, 
so steht selbstverständlich nur der Nettogewinn 
(also abzüglich der zu zahlenden Grundstückge-
winnsteuer plus weiterer Handänderungskosten) 
zur Verteilung. Diese Regelung hat – ohne entspre-
chende vertragliche Vorkehrungen – für den Über-
nehmer allerdings den Nachteil, dass er die Wert-
steigerung der Liegenschaft während seiner eigenen 
Besitzesdauer nachträglich mit den übrigen Erben 
zu teilen hat.

Diese soeben beschriebenen Regelungen im Erb-
teilungsvertrag hätten sicherlich den Vorteil, dass 
die effektiv zu zahlende Grundstückgewinnsteuer 
nachträglich in der Nachlassteilung oder über das 
Gewinnanteilsrecht der Miterben berücksichtigt 
werden könnte17. Es verhält sich allerdings oftmals 
so, dass die Erben das Bedürfnis haben, nach der 
Erbteilung definitiv auseinandergesetzt zu sein. Um 

16	 Vgl. BK-Rolf H. Weber, Bd. VI/1/5, Bern 2000, N 19 zu 
Art. 104 OR.

17	 Peter Blöchlinger, Die latente Steuerlast, Diss. Zü-
rich 1975, S. 101 f., empfiehlt folgende Berücksichtigung  
der latenten Grundstückgewinnsteuern: Es ist der hypo-
thetische Grundstückgewinn im Zeitpunkt der Teilung  
vertraglich festzuhalten, und es ist eine Zahlungspflicht 
der ausscheidenden Erben gegenüber dem Übernehmer  
zu vereinbaren, welche mit der Fälligkeit der Grund-
stückgewinnsteuern bei einem späteren Verkauf zusam-
menfällt und sich nach der Formel errechnen lässt: Zu 
bezahlende Grundstückgewinnsteuer, dividiert durch 
den dieser Steuer zugrundegelegten Grundstückge-
winn, multipliziert mit dem hypothetischen Grund-
stückgewinn. Der so errechnete, auf den bis zur Teilung 
angewachsenen Mehrwert entfallende Steuerbetrag ist 
nach Massgabe der einzelnen Erbquoten auf die ausge-
schiedenen Erben zu verlegen.

Streng genommen müsste also in allen Erb
teilungsverträgen eine Klausel aufgenommen wer
den, welche klar festhält, in welchem Umfang die 
latente Steuerlast berücksichtigt worden ist. Ferner 
müsste stipuliert werden, dass der die Liegenschaft 
übernehmende Erbe bei einer Veräusserung vor 
Ablauf einer eigenen Besitzesdauer von 20 Jahren 
mit den übrigen Erben über die Differenz zwischen 
der latent berücksichtigten und der effektiv bezahl-
ten Grundstückgewinnsteuer abzurechnen hat. 
Ebenfalls wäre im Erbteilungsvertrag festzuhalten, 
dass bei einer eigenen Besitzesdauer von mehr als 
20 Jahren die gesamte bei der Nachlassteilung be-
rücksichtigte latente Steuer, vermindert um die Erb
quote des Übernehmers, an die übrigen Miterben 
zurückzuzahlen ist. Bei einem tatsächlichen Verkauf 
ist aber stets zu berücksichtigen, dass sich Wert-
schwankungen ab dem Zeitpunkt der Erbteilung 
voll zugunsten oder zulasten des Erben auswirken 
müssen; nach der Zuordnung von Nachlasswerten 
trägt nämlich jeder Erbe das Risiko der Wertverän-
derung selbst. Mit diesem Hinweis soll klargestellt 
werden, dass ein späterer Verkauf durch den Über-
nehmer unter dem in der Erbteilung veranschlagten 
Anrechnungswert der Liegenschaft zu seinen eige-
nen Lasten geht. Verkauft der Sohn in unserem 
Basis-Beispiel die Liegenschaft nach 10 Jahren 
eigener Besitzesdauer (totale Besitzesdauer somit  
20 Jahre) mit einem Gewinn von mindestens 
CHF 500 000 (darüberliegende Gewinnanteile ste-
hen dem Erben allein zu), so sieht das Abrech-
nungsverhältnis wie folgt aus: Statt der im Erbtei-
lungsvertrag berücksichtigten Grundstückgewinn-
steuer von CHF 151 520 hätte der Sohn auf dem bei 
der Teilung berücksichtigten Gewinn von CHF 
500 000 tatsächlich nur CHF 94 700 zu bezahlen. Im 
Einzelnen:

Gewinn	 CHF� 500 000
Grundstückgewinnsteuer  
§ 170 Abs. 1 StG/ZH	 CHF� 189 400
Ermässigung nach 20 Jahren:  
50%	 CHF� 94 700
geschuldeter Steuerbetrag	 CHF� 94 700

berücksichtigte latente GGSt	 CHF� 151 520
./. tatsächliche GGSt	 CHF� 94 700
Guthaben Nachlass	 CHF� 56 820

In Berücksichtigung seiner hälftigen Erbquote 
hätte der Bruder seiner Schwester also die Hälfte 
von CHF  56 820 zurückzuzahlen. Nachdem zwi
schen Erbteilung und Verkauf eine lange Zeitdauer 
verstreichen kann, stellt sich die Frage, ob der die 
Liegenschaft veräussernde Erbe den Rückzah
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über seine Beteiligungsforderung einen Anteil der 
latenten Steuerlast.

Vertiefen wir den postulierten Lösungsansatz 
noch in zweierlei Hinsicht:

1. �	 Rechtfertigung der Aufteilung des  
steuerbedingten Minderwertes

Obwohl eine Erbengemeinschaft die Nachlasszu-
sammensetzung so zu akzeptieren hat, wie sie sich 
tatsächlich präsentiert, müssen in einer Erbtei-
lungsrechnung gleichwohl alle Sachwerte in Geld-
beträgen ausgedrückt werden. Umgerechnet in 
Geldbeträge soll also jeder Erbe so viel erhalten, 
wie es seiner Erbquote entspricht. Im Lichte dieser 
Erwägung wird klar, dass der Übernehmer einer 
Liegenschaft im Bewertungszeitpunkt frankenmäs-
sig eben weniger erhält, als es seiner Erbquote ent-
spricht, denn im Bewertungszeitpunkt lastet die 
volle latente Grundstückgewinnsteuer auf dem ihm 
zuzuteilenden Vermögensobjekt. Die Krux besteht 
aber in der Unsicherheit, ob und in welchem Aus-
mass diese latente Steuerlast für den Übernehmer 
innerhalb einer eigenen Besitzesdauer von 20 Jah-
ren überhaupt zu einer echten Schuldverpflichtung 
wird.

Eine grundsätzliche Aufteilung des durch die la-
tente Steuerlast bewirkten wertmindernden Fak-
tors zwischen allen Erben ist deshalb angezeigt, 
weil auf 20 Jahre hinaus in den allermeisten Fällen 
keine verlässliche Prognose gemacht werden kann, 
ob der Erwerber die Liegenschaft behalten oder 
verkaufen wird.

Man könnte nun einwenden, dass es im aus-
schliesslichen Herrschaftsbereich des Übernehmers 
liegt, ob er die Liegenschaft überhaupt verkaufen 
wird. Fakt bleibt aber gleichwohl, dass der Über-
nehmer im Bewertungszeitpunkt eine im Kern be-
reits vorhandene Werteinbusse auf der Liegenschaft 
übernimmt. Eine grundsätzlich hälftige Aufteilung 
der latenten Grundstückgewinnsteuer rechtfertigt 
sich deshalb, weil damit das Risiko eines Verkaufes 
oder Nichtverkaufes in den nächsten 20 Jahren 
gleichmässig unter alle Mitglieder der Erbenge-
meinschaft aufgeteilt wird. 

2. 	 Anwendung des tiefsten Satzes der 
Grundstückgewinnsteuer

Die Anwendung des niedrigsten GGSt-Satzes von 
20% ergibt sich meist schon zwangsläufig aus dem 
Sachverhalt, da infolge der zunehmenden Lebens-
erwartung die in einem Nachlass befindlichen Lie-
genschaften vom Erblasser oft schon vor mindes-
tens 20 Jahren erworben oder von ihm geerbt oder 

diesem Anliegen Rechnung zu tragen, ist der nach-
folgend skizzierte Lösungsansatz zu empfehlen.

V. 	 Hälftige Berücksichtigung der  
latenten Grundstückgewinnsteuer 
zum niedrigsten Steuersatz

Wie erwähnt erreicht im Kanton Zürich nach einer 
totalen Besitzesdauer von 20 Jahren der Steuersatz 
mit einer 20%igen Gewinnbesteuerung den tiefsten 
Stand. Würde die latente Grundstückgewinnsteuer 
bei der Erbteilung gar nicht berücksichtigt, so trüge 
der die Liegenschaft übernehmende Erbe das Ri-
siko, dass er bei einem Verkauf vor Ablauf einer 
eigenen Besitzesdauer von 20 Jahren als Folge der 
zu zahlenden Grundstückgewinnsteuer weniger er-
hält, als ihm bei der Erbteilung für die Liegenschaf
tenübernahme angerechnet worden ist. Würde die 
latente Grundstückgewinnsteuer voll berücksich-
tigt, so wären die Miterben benachteiligt, falls der 
Übernehmer die Liegenschaft während 20 Jahren 
nicht verkauft oder ein Verkauf zwar stattfindet, 
aber infolge des zwischenzeitlich eingetretenen 
Preiszerfalles am Liegenschaftenmarkt nur ein im 
Verhältnis zum erbrechtlichen Anrechnungswert 
tieferer Kaufpreis gelöst werden könnte. Ein ge-
rechter Risikoausgleich besteht darin, dass bei der 
Erbteilung die Hälfte der latenten Grundstück
gewinnsteuer zum niedrigsten Satz von 20% des 
Gewinnes berücksichtigt wird. Auf der so berech-
neten latenten Grundstückgewinnsteuer hätte sich 
der die Liegenschaft übernehmende Erbe in der 
Erbteilung denjenigen Teil anrechnen zu lassen, der 
seiner Erbquote entspricht. 

Geht der erbrechtlichen Teilung noch eine güter-
rechtliche Auseinandersetzung voraus, so ist die hälf-
tige latente Grundstückgewinnsteuer zum niedrigs-
ten Satz bei Errungenschaftsliegenschaften (Er-
rungenschaftsbeteiligung) oder bei Liegenschaften, 
welche dem Gesamtgut (Gütergemeinschaft) zu
gehörig sind, bereits auf der Stufe der güterrecht-
lichen Auseinandersetzung18 zu berücksichtigen, 
derweil das vorgeschlagene Berücksichtigungsprin-
zip bei Eigengutsliegenschaften erst auf der Stufe 
der erbrechtlichen Teilung zur Anwendung kommt. 
Der überlebende Ehegatte trägt also bei Errungen-
schafts- und Gesamtgutsliegenschaften bereits im 
Rahmen der güterrechtlichen Auseinandersetzung 

18	 BK-Heinz Hausheer/Ruth Reusser/Thomas Geiser, 
Bd. II/1/3/1, Bern 1992, N 15 zu Art. 211 ZGB; Regina 
E. Aebi-Müller, Die optimale Begünstigung des über-
lebenden Ehegatten, 2. A., Bern 2007, Rz. 06.112.
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kauf oder Nichtverkauf gemacht werden kann. 
Diese unsichere Prognose wiederum ist ausschliess-
lich vom Erwerber zu vertreten, weshalb sich die 
Anwendung des niedrigsten GGSt-Satzes auch 
unter diesem Gesichtspunkt rechtfertigt.

VI.	 Bundesgerichtliche 
Rechtsprechung 

In einem Urteil aus dem Jahr 1995, welches anläss-
lich einer scheidungsbedingten güterrechtlichen 
Auseinandersetzung gefällt wurde, wollte das Bun-
desgericht die latente Grundstückgewinnsteuer nur 
in Situationen berücksichtigen, in denen eine künf-
tige Veräusserung «mit Sicherheit oder hoher Wahr-
scheinlichkeit» feststeht (BGE 121 III 304 ff.). Die-
ser Entscheid ist zu Recht kritisiert worden, weil er 
sich mit der damals bereits reichlich vorhandenen 
Literatur zum Problem der latenten Steuern in kei-
ner Weise auseinandersetzte23. Wiederum im Rah-
men einer scheidungsbedingten güterrechtlichen 
Auseinandersetzung wurde diese Rechtsprechung 
in BGE 125 III 50  ff. dahingehend geändert, dass 
Belastungen von Vermögensgegenständen, die sich 
erst künftig realisieren könnten, stets als wertmin-
dernde Faktoren zu berücksichtigen sind. Konkret 
ging es um die güterrechtliche Bewertung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes, welchen der Ehe-
mann im Rahmen einer Erbteilung übernahm, 
wobei er den Miterben ein Gewinnbeteiligungs-
recht sowie ein Vorkaufsrecht einräumte; zudem 
wurde der landwirtschaftliche Betrieb mit einem 
Rückübertragungsanspruch zugunsten der Miter-
ben belastet, falls der Ehemann innert bestimmter 
Frist und ohne gesundheitliche Veranlassung seine 
Selbstbewirtschaftung aufgeben sollte. Das Bun-
desgericht entschied nun, dass für den Fall, wo 
keine exakten Angaben gemacht werden können, 
wie sich eine latente Last auf den Wert eines Ver-
mögensgegenstandes auswirkt, der Richter solche 
Belastungen «ex aequo et bono» zu veranschlagen 
hat; bei diesen Billigkeitserwägungen ist der Rich-
ter allerdings nicht davon entbunden, die zur Verfü-
gung stehenden rechtlichen und tatsächlichen 
Grundlagen bei der Wertbestimmung zu berück-
sichtigen (Erw. 2b, bb). 

Obwohl der Entscheid künftige Belastungen zu 
bewerten hatte, welche insbesondere aus dem Ge-
winnanteils- und Rückfallsrecht der Miterben des 
Ehemannes resultierten, kann kein Zweifel beste-

23	 Thomas Koller, Die (Nicht-)Berücksichtigung latenter 
Steuerbelastungen im Ehegüterrecht, in: ZBJV 132/ 
1996, S. 247 ff. 

schenkungshalber übernommen worden sind; in 
den beiden letztgenannten Fällen erfolgt wiederum 
eine Anrechnung der Besitzesdauer des seinerzeiti-
gen Erblassers resp. Schenkers. In der Rechtslehre 
wird teilweise gefordert, dass – in Anlehnung an die 
Praxis bei Unternehmensbewertungen19 – der halbe 
Maximalsatz zur Anwendung kommen soll20, 21. Da 
der Maximalsteuersatz im Kanton Zürich (ohne 
Spekulationszuschlag) bei 40% liegt, deckt sich die-
ser Lösungsansatz mit dem hier vorgeschlagenen 
Prinzip.

Falls im Zuteilungszeitpunkt die steuerrechtlich 
massgebende Besitzesdauer weniger als 20 Jahre 
betragen hat und deshalb der Sockelsteuersatz von 
20% noch nicht erreicht ist, muss gleichwohl be-
rücksichtigt werden, dass der Erwerber mit jedem 
Jahr seiner eigenen Besitzesdauer die Anwendung 
eines tieferen Steuersatzes bewirkt22. Die in diesem 
Aufsatz entwickelten Prinzipien der gerechten Auf-
teilung der latenten Grundstückgewinnsteuer kom-
men ja nur zur Anwendung, wenn beim Erwerber 
keine sichere Prognose über einen künftigen Ver-

19	 Die latente Steuerlast wird in der Praxis der Unterneh-
mungsbewertung regelmässig mit dem halben Maxi
malsteuersatz veranschlagt; falls die Realisierung un-
mittelbar bevorsteht, ist die tatsächliche Steuerschuld 
anzurechnen; vgl. Carl Helbling, Unternehmungsbe-
wertung und Steuern, 9. A., Düsseldorf 1998, Ziff. 244.6; 
ferner Carl Helbling, 25 Grundsätze für die Unter-
nehmensbewertung, in: Der Schweizer Treuhänder 
9/02, S. 739.

20	 BSK-Staehelin, N 13 zu Art. 474 ZGB; Peter Locher, 
Wann sind latente Steuern bei der güterrechtlichen  
Auseinandersetzung zu berücksichtigen? in: Der Berni-
sche Notar, 49 Nr. 2 / Juni 1988, S. 189 ff., insbes. Re-
chenbeispiel S. 200 f.; Peter Spori, Neues Eherecht und 
Steuern (Besteuerung eherechtlicher Vermögensüber-
gänge), in: ASA 1987/1988, Bd.  56, S.  23  ff., insbes. 
S. 32.

21	 Für eine prinzipielle Berücksichtigung der latenten 
Grundstückgewinnsteuern, aber ohne konkrete Lö-
sungsvorschläge: Otmar Huber, Steuerliche Aspekte 
der erbrechtlichen Teilung, in: Druey/Breitschmid, 
Praktische Probleme der Erbteilung, St. Galler Studien 
zum Privat-, Handels- und Wirtschaftsrecht, Bd.  46, 
S.  210; PraxKomm-Nertz, N  26 zu Art.  474; Prax-
Komm-Weibel, N 26 zu Art.  617; BK-Wolf/Eggel, 
N 21 zu Art. 617; BK-Hausheer/Reusser/Geiser, N 68 
zu Art. 206 ZGB und N 15 zu Art. 211 ZGB, Thomas 
Ramseier, in: FamKomm-Schwenzer, Scheidung, 
Bd. II; Anhang steuerliche Aspekte und Berechnungen, 
N 32; gegen eine Berücksichtigung der latenten Grund-
stückgewinnsteuer: BK-Weimar, N 15 zu Art. 474, aller-
dings mit einer schwer nachvollziehbaren Begründung.

22	 Vgl. Patrick Holtz, Steuerrechtliche Folgen der Ehe-
scheidung, Diss. St. Gallen 1989, S.  244, welcher mit  
diesem Reduktionsgrund die Anwendung der Hälfte 
des maximalen Steuersatzes hinterfragt.
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VII.	 Schlussfolgerungen

Die Ausführungen haben gezeigt, dass es durchaus 
möglich ist, über Bestimmungen im Erbteilungsver-
trag sicherzustellen, dass nur die effektiv bezahlte 
Grundstückgewinnsteuer berücksichtigt wird. Da 
eine solche vertragliche Regelung mit einem Zeit-
horizont von bis zu 20 Jahren meist unerwünscht ist 
und auch das vertraglich eingeräumte Gewinnan-
teilsrecht bewirkt, dass die Erben noch lange wirt-
schaftlich verwoben bleiben, empfiehlt sich das 
wohl als fair zu taxierende Prinzip der hälftigen 
Anrechnung der latenten Grundstückgewinnsteuer 
zum tiefsten Steuersatz.

Können sich die Erben vertraglich nicht auf einen 
Modus einigen, so ist angesichts der bundesgericht-
lichen Rechtsprechung, welcher die Berücksichti-
gung der latenten Grundstückgewinnsteuer nach 
Billigkeitsgrundsätzen («ex aequo et bono») festle-
gen will, stark damit zu rechnen, dass wiederum das 
vorgeschlagene Berücksichtigungsprinzip zur An-
wendung kommt – statt einvernehmlich festgelegt, 
einfach obrigkeitlich verfügt.

hen, dass die gleichen Erwägungen auch bei einer 
allfälligen Berücksichtigung von latenten Grund-
stückgewinnsteuern zur Anwendung kämen. Das 
Bundesgericht hat nämlich explizit die in BGE 121 
III 304  ff. (vorherige Rechtsprechung) gemachten 
Erwägungen, welche sich ausschliesslich zur Berück-
sichtigung der latenten Grundstückgewinnsteuer 
äusserten, verworfen und in der Regeste eine Ände-
rung der Rechtsprechung proklamiert24. Ebenfalls 
wäre die Annahme verfehlt, dass das Bundesge-
richt, dessen Urteil in einem Scheidungsverfahren 
und der dadurch bedingten güterrechtlichen Ausei-
nandersetzung ergangen ist, anders entscheiden 
würde, falls Vermögensobjekte mit latenten Lasten 
zu bewerten wären, welche Bestandteil einer rein 
erbrechtlichen Auseinandersetzung sind. Zweifel 
wären deshalb nicht angebracht, weil der Verkehrs-
wert in der güter- wie auch in der erbrechtlichen 
Auseinandersetzung nach gleichen Prinzipien fest-
zulegen ist25. Ferner verhält es sich bekanntlich so, 
dass beim Ableben eines verheirateten Erblassers 
vor der erbrechtlichen Teilung stets eine güterrecht-
liche Auseinandersetzung stattzufinden hat, womit 
die neu entwickelten Grundsätze des Bundesge-
richts zwangsläufig die Erbteilungsrechnung beein-
flussen. Es kann vernünftigerweise ausgeschlossen 
werden, dass in Fällen, wo der Erblasser nicht 
(mehr) verheiratet war und deshalb eine güterrecht-
liche Auseinandersetzung entfällt, eine andere 
Rechtsprechung zur Anwendung käme. 

24	 Vgl. auch Thomas Koller, Neue Bundesgerichtsurteile 
im Schnittstellenbereich zwischen Privatrecht und  
Steuerrecht – Fallstricke für Familienrechtler, in: recht 
3/1999, S. 114 ff., insbes. S. 116.

25	 Wolf/Genna, SPR IV/II, S. 267 (mit weiteren Verwei-
sen).




